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Nach fünf Jahren Weltsozialforum 

Aufruf  von  Bamako  
Acht Grundsätze und zehn Vorschläge 

 

 
 

In Bamako wurde am 18. Januar 2006, dem Vortag der Eröffnung des  
Weltsozialforums, eine Tagung zum 50. Jahrestag von Bandung organisiert.  

Daraus ist der„Aufruf von Bamako“ hervorgegangen  
  

Der Aufruf von Bamako und die in ihm enthaltenen Vorschläge für Aktionen  
wurde von der Versammlung der Sozialen Bewegungen auf ihrer Versammlung  

in Caracas am 29. Januar 2006 angenommen  
– im Rahmen von polyzentrischen Weltsozialforum 2006.  

Die Veröffentlichung dieses Aufrufs auf der Webseite vom Forum für die Dritte Welt 
(www.forumtiersmonde.net) soll es erleichtern, die gemeinsamen Aktionen von Bewe-
gungen, die den Kampf um eine andere mögliche und notwendige bessere Welt führen. 
Samir Amin, Vorsitzender vom Forum mondial des Alternatives (FMA)  Januar 2006 
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I. EINFÜHRUNG 
 

Durch die Erfahrungen eines sich seit mehr 
als 5 Jahren weltweit formierenden ge-
meinsamen Widerstands gegen den Neoli-
beralismus hat ein neues kollektives Be-
wusstsein entstehen können. Die treiben-
den Kräfte sind vor allem die Weltsozialfo-
ren, die thematischen, kontinentalen und 
nationalen Sozialforen sowie die Ver-
sammlung der Sozialen Bewegungen ge-
wesen.  
 
Die am 18.1.2006 - am Vortag der Eröff-
nung des dezentralen Weltsozialforums in 
Bamako. - versammelten Teilnehmer am 
Treffen zum 50. Jahrestag der Bandung-
Konferenz setzen sich für die Festlegung 
anderer Entwicklungsziele ein, für die 
Errichtung eines Gleichgewichts innerhalb 
der Gesellschaften durch die Abschaf-
fung jeder Ausbeutung – ganz gleich ob 
aufgrund von Klasse, Geschlecht, Rasse 
und Kaste – und für den Aufbau eines 
neuen Kräfteverhältnisses zwischen Süd 
und Nord. 
 
Der Aufruf von Bamako versteht sich als 
ein Beitrag zum Entstehen eines neuen his-
torischen Subjekts und zur Konsolidie-
rung der vereinbarten Grundsätze dieser 
früheren Begegnungen. Damit sind ge-
meint: 
- der Grundsatz des Rechts auf Leben für 
alle;  
- die Leitlinien eines Zusammenlebens in 
Frieden, Gerechtigkeit und Vielfalt;  
- die Mittel zur Verwirklichung dieser Zie-
le auf lokaler und globaler Ebene. 
 
Damit ein historisches Subjekt entsteht – 
von den Volksmassen getragen, vielfältig, 

multipolar – müssen Alternativen erarbei-
tet und gefördert werden, die im Stande 
sind, soziale und politische Kräfte zu mo-
bilisieren.  
Ihr Ziel ist eine radikale Umgestaltung des 
kapitalistischen Systems. Die von ihm aus-
gehende Zerstörung der Erde und des Le-
bens von Millionen Menschen, die es be-
gleitende und nährende individualistische 
Konsumkultur sowie seine Durchsetzung 
mittels imperialistischer Kräfte sind nicht 
mehr zu dulden, da es um das Überleben 
der Menschheit geht.  
Solche Alternativen müssen sich auf die 
lange Tradition der von den Volksmassen 
getragenen Widerstandsformen stützen und 
gleichzeitig die kleinen, zum Alltagsleben 
der Leidtragenden unentbehrlichen Schritte 
berücksichtigen. 
 
Der Aufruf von Bamako enthält die in 
Ausschüssen besprochenen Leitthemen.  
Er bekräftigt den Willen, folgendes aufzu-
bauen: 
- den Internationalismus der Völker des 
Südens und des Nordens gegenüber den 
verheerenden Schäden, die durch die Dik-
tatur der Finanzmärkte und die unkontrol-
lierte, globalisierte Ausdehnung multinati-
onaler Konzerne angerichtet werden;  
 - die Solidarität der Völker von Asien, Af-
rika, Europa und von beiden Teilen Ame-
rikas angesichts der Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts; 
 - einen alternativen politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Konsens, um 
sich gegen die neoliberale und militarisier-
te Globalisierung und gegen das Vor-
machtsstreben der Vereinigten Staaten und 
ihrer Verbündeten zu stellen. 
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II. DIE GRUNDSÄTZE 
 

1. Eine auf der Solidarität zwischen den 
Menschen und den Völkern beruhende 
Welt aufbauen  
 
Unsere Epoche wird von der Durchsetzung 
der Konkurrenz zwischen Arbeitnehmern, 
Nationen und Völkern beherrscht.  
Jedoch hat das Solidaritätsprinzip histo-
risch gesehen für eine wirksame Organisie-
rung der Produktion von materiellen und 
geistigen Gütern eine viel konstruktivere 
Rolle gespielt. Wir möchten diesem Prin-
zip den ihm gebührenden Platz einräumen 
und das Prinzip der Konkurrenz relativie-
ren. 
 
 
2. Eine auf der umfassenden Macht der 
Bürger und der Gleichheit der Ge-
schlechter beruhende Welt aufbauen 
 
Dem Bürger muss bei der Gestaltung sämt-
licher Bereiche des sozialen, politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens die 
Hauptverantwortung eingeräumt werden. 
Dies ist die Voraussetzung für eine echte 
Demokratisierung. Ohne sie wird der 
Mensch zu einem Besitzer von Arbeits-
kraft, einem gegenüber den behördlichen 
Entscheidungen ohnmächtigen Zuschauer, 
einem zu den schlimmsten Verschwendun-
gen ermutigten Verbraucher reduziert.  
Die in Wort und Tat zu erfolgende Durch-
setzung der völligen Gleichberechtigung 
der Geschlechter ist integrativer Bestand-
teil einer echten Demokratie. Eine der 
Voraussetzungen dafür ist die Überwin-
dung aller offenen oder versteckten patri-
archalen Verhältnisse. 
 
3. Eine universelle Zivilisation aufbauen, 
die der Vielfalt in allen Bereichen die 

Möglichkeit gibt, sich schöpferisch zu 
entfalten. 
 
Für den Neoliberalismus würde die Macht-
entfaltung des Individuums - nicht des 
Staatsbürgers - die Verwirklichung der 
besten menschlichen Eigenschaften bedeu-
ten. Die unerträgliche Isolierung des Indi-
viduums, das im kapitalistischen System 
gezwungenermaßen auf sich allein gestellt 
ist, schafft sein illusorisches Gegengift: der 
Rückzug in die Ghettos vorgeblich ge-
meinschaftlicher Identitäten von zumeist 
ethnischem und/oder religiösem Zuschnitt.  
 
Wir wollen eine universelle Zivilisation 
aufbauen, die ohne rührselige Vergangen-
heitsbeschwörung die Zukunft ins Auge 
fasst. Bei einem solchen Aufbau werden 
die politische Vielfalt der Bürger und die 
kulturellen und politischen Unterschiede 
der Nationen und Völker zum Mittel, die 
Fähigkeiten der Individuen zur Entfaltung 
ihrer schöpferischen Kräfte zu verstärken.  
 
 
4. Die Gesellschaft mittels Demokratie 
aufbauen  
 
Die neoliberale Politik möchte durchset-
zen, dass die Gesellschaftsform einzig 
durch den Markt geprägt wird, dessen 
zerstörerische Wirkung für die Mehrheit 
der Menschen jedoch mehr als erwiesen 
ist.  
 
Die Welt, so wie wir sie wollen, begreift 
den Gesellschaftsaufbau als Hauptergebnis 
einer unbegrenzten Demokratisierung. In 
diesem Rahmen, wo der Markt seinen 
Platz, aber nicht den ganzen Platz hat, 
müssen Wirtschaft und Finanzen in den 
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Dienst eines Gesellschaftsentwurfs gestellt 
werden und nicht einseitig den Forderun-
gen einer unkontrollierten Entfaltung von 
Initiativen des herrschenden Kapitals un-
terworfen werden, das die Einzelinteressen 
einer winzigen Minderheit begünstigt.  
 
Diese radikale Demokratie, die wir fördern 
möchten, setzt den Erfindergeist politischer 
Neuerungen wieder in seine vollen Rechte 
ein. Sie gründet das gesellschaftliche Le-
ben auf eine ständig wieder und wieder 
erzeugte Vielfalt und nicht auf einen mani-
pulierten Konsens, der Grundsatzdebatten 
vom Tisch wischt und Andersdenkende in 
Ghettos einschließt.  
 
 
5. Eine Welt aufbauen, in der die Natur, 
die Ressourcen des Planeten und die 
landwirtschaftlich benutzen Böden kei-
ne Ware sind. 
 
Das neoliberale kapitalistische Modell 
setzt sich zum Ziel, fast alle Aspekte des 
gesellschaftlichen Lebens in den Zustand 
einer Ware zu versetzen. Die maßlose Pri-
vatisierung und Umwandlung in eine Ware 
haben noch nie da gewesene verheerende 
Wirkungen zur Folge: Zerstörung der Ar-
tenvielfalt, ökologische Bedrohungen, Ver-
schwendung der Ressourcen, ob erneuerbar 
oder nicht (insbesondere Rohöl und Was-
ser), Vernichtung bäuerlicher Gesellschaf-
ten, denen eine massive Vertreibung von 
ihrem Boden droht.  
 
Alle diese Bereiche müssen als kollektive 
Güter der Menschheit gestaltet werden. 
Die Entscheidungen in diesen Bereichen 
sollten im Wesentlichen nicht dem Markt 
zufallen, sondern der politischen Gestal-
tungsmacht der Nationen und der Völker 
unterstellt werden.  
 
6. Eine Welt aufbauen, in der die kultu-

rellen Erzeugnisse, die wissenschaftli-
chen Erkenntnisse, die Bildung und das  
Gesundheitswesen keine Ware sind. 
 
Die neoliberale Politik führt zur Umwand-
lung kultureller Erzeugnisse in Waren und 
zur Privatisierung der wichtigsten Sozialen 
Dienste, insbesondere des Bildungs- und 
des Gesundheitswesens. Eine solche 
grundlegende Orientierung führt zur mas-
senweisen Herstellung angeblich kulturel-
ler Produkte niedriger Qualität, unterwirft 
die Forschung ausschließlich den Prioritä-
ten der kurzfristigen Rentabilität, und er-
schwert – oder gar versperrt - den Zugang 
der Volksmassen zur Bildung und Ge-
sundheit. 
 
Die Erneuerung und der Ausbau der Öf-
fentlichen Dienste müssen vom Ziel der 
Befriedigung der Bedürfnisse und der Ver-
stärkung der Grundrechte auf Bildung, Ge-
sundheit und Ernährung geleitet sein. 
 
 
7. Eine Politik fördern, die eine radikale 
Demokratisierung, gesellschaftlichen 
Fortschritt und Selbstbestimmung von 
Nationen und Völkern verbindet. 
 
Die neoliberale Politik verneint die spezifi-
schen Anforderungen des gesellschaftli-
chen Fortschritts, der angeblich spontan 
durch Ausweitung der Märkte zustande 
kommen soll. Er verneint auch die Selbst-
bestimmung der Nationen und der Völker, 
die u. a. zur Korrektur der Ungleichheiten 
notwendig ist. Unter solchen Bedingungen 
wird die Demokratie ihres eigentlichen 
Gehalts völlig entleert, äußerst geschwächt 
und dadurch angreifbar gemacht.  
 
Sich das Ziel einer echten Demokratie auf 
die Fahnen schreiben heißt, dem sozialen 
Fortschritt seinen entscheidenden Platz bei 
der Gestaltung sämtlicher Bereiche des 
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gesellschaftlichen, politischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Lebens einzuräu-
men. Die im Laufe der Geschichte entstan-
dene Vielfalt der Nationen und Völker - 
mit all ihren positiven Aspekten sowie den 
damit einhergehenden Ungleichheiten - 
erfordert die Bejahung ihrer Selbstbestim-
mung. Es gibt im politischen und im wirt-
schaftlichen Bereich kein allgemeingülti-
ges Rezept, so dass man auf diese Selbst-
bestimmung verzichten könnte. Zur Errei-
chung der Gleichheit ist eine Vielfalt von 
Mitteln erforderlich. 
 
 
8. Die Solidarität der Völker des Nor-
dens und des Südens festigen, um einen 
anti-imperialistischen Internationalis-
mus aufzubauen 
 
Die Solidarität sämtlicher Völker - des 
Nordens wie des Südens – bei dem Aufbau 
einer universellen Zivilisation kann weder 
auf dem karitativen Beistand noch auf der 
Behauptung gründen, dass wir alle als Be-
wohner ein- und desselben Planeten über 
die Konflikte hinweg schauen könnten, die 
in der realen Welt zwischen den Interessen 
der verschiedenen Klassen und Nationen 
existieren.  
 
Der Weg zur Solidarität erfordert die Ü-
berwindung der Gesetze und Werte des 

Kapitalismus und des ihm innewohnenden 
Imperialismus. Die regionalen Organisati-
onen der alternativen Globalisierung müs-
sen sich die Förderung der Selbstbestim-
mung und Solidarität der Nationen und 
Völker auf allen Kontinenten zum Ziel set-
zen. Diese Haltung steht im Gegensatz zu 
den heutzutage dominierenden Regionali-
sierungs-Modellen, von denen jedes als 
Bestandteil der neoliberalen Globalisierung 
aufgefasst wird.  
 
Fünfzig Jahre nach der Bandung-
Konferenz drückt der Aufruf von Bamako 
die Notwendigkeit einer neuen Bandung-
Konferenz der Völker des Südens aus, die 
Opfer der globalen Verbreitung des real 
existierenden Kapitalismus sind, und die 
Notwendigkeit eines Wiederaufbaus einer 
Front des Südens, die im Stande ist, den 
Imperialismus der herrschenden ökonomi-
schen Mächte und die militärische Hege-
monie der Vereinigten Staaten zum Schei-
tern zu bringen.  
 
Diese antiimperialistische Front stellt nicht 
die Volker des Südens gegen die des Nor-
dens. Im Gegenteil ist sie die Grundlage 
für die Bildung eines globalen Internatio-
nalismus, der alle am Aufbau einer ge-
meinsamen, vielfältigen Zivilisation betei-
ligt.  

 
 
 
 

Text auf Arabisch, Englisch Französisch und Spanisch unter: 
http://www.forumtiersmonde.net/fren/index.php?view=article&catid=47%3Awsf-

bamako--fsm-bamako&id=90%3Ael-llamamiento-de-bamako-
2006&option=com_content&Itemid=83 

 
Liste der TeilnehmerInnen an der Tagung: http://monthlyreview.org/nfte0306.htm 

 
Übersetzung: coorditrad@attac.org, ehrenamtliche ÜbersetzerInnen: Josefine Duport, 
Angelika Gross, Annette Heiss, Jürgen Janz, Michèle Mialane, Katharina Stalder, und 

die Redaktion von „Sand im Getriebe“, 12.3.2006 
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III.- LANGFRISTIGE ZIELE  
UND VORSCHLÄGE FÜR SOFORTIGE 

AKTIONEN 
 
 

Vorbemerkung 
 

Um vom kollektiven Bewusstsein zur 
Herausbildung von kollektiven Akteuren 
(von den Volksmassen getragen, vielfäl-
tig ausgerichtet, multipolar) überzugehen, 
war es immer notwendig, genaue Themen 
festzulegen, um von ihnen ausgehend 
konkrete Strategien und Vorschläge zu 
formulieren.  
 
 Die Themenbereiche des Appells von 
Bamako werden im Einzelnen hier unten 
ausgeführt, sie überschneiden sich inhalt-
lich, allerdings nicht vollständig, und die 
gegenseitigen Verweise sind vielfältig. 
Sie decken die folgenden zehn Bereiche 
ab, die in langfristige Ziele und in Vor-
schläge für sofortige Aktionen aufgeglie-
dert sind:  
 
1. Politische Organisierung der Globali-
sierung;  
2. Organisierung der Weltwirtschaft;   
3. Zukunft der bäuerlichen Gesellschaf-
ten;  
4. Aufbau einer vereinten Bewegung der 
Werktätigen;  
5. Regionalisierung entsprechend den 
Bedürfnissen der Völker;  
6. Demokratische Gestaltung der Gesell-
schaften;  

7. Gleichberechtigung der Geschlechter;  
8. Bewirtschaftung der Naturschätze der 
Erde;  
9. Demokratische Gestaltung der Medien 
und der kulturellen Vielfalt;  
10 Demokratisierung der internationalen 
Organisationen. 
 
Der Aufruf von Bamako ist eine Einla-
dung an alle engagierten Organisationen, 
die die große Mehrheit vertreten, also die 
werktätigen Klassen und die vom neoli-
beralen kapitalistischen System Ausge-
schlossenen, sowie an alle Personen und 
politischen Kräfte, die diesen Grundsät-
zen zustimmen, gemeinsam an der Ver-
wirklichung dieser Ziele zu arbeiten.  
 
Die Schaffung von Synergien und gegen-
seitiger Solidarität über geographische- 
und Bereichsgrenzen hinweg ist die ein-
zig mögliche Art, in einer globalisierten 
Welt zu handeln und Alternativen zu 
entwickeln. Arbeitsgruppen werden im 
Laufe dieses Jahres die hier unten ange-
sprochenen Themen weiter vertiefen und 
konkretisieren, um dann auf einem weite-
ren Treffen Bilanz zu ziehen und strate-
gisch vordringliche Aktionen vorzuschla-
gen. 
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1. Für ein multipolares Weltsystem,  
gegründet auf Frieden, Recht und Verhandlungen 

 
Die Entwicklung zu einem wirklich multi-
polaren Weltsystem, das die Kontrolle der 
Erde durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika zurückweist und das Grundrecht 
der Bürger und Völker garantiert, selbst 
über ihr Schicksal zu bestimmen, erfordert 
folgende Schritte:  
 
1) Verstärkung der Protestbewegung ge-
gen Krieg und militärische Besatzung 
und Vertiefung der Solidarität mit den 
kämpfenden Völkern in den Konflikther-
den der Erde. In diesem Zusammenhang 
wäre es sehr wichtig, dass die für den 18. 
und 19. März 2006 vorgesehenen weltwei-
ten Demonstrationen gegen den Irakkrieg 
und gegen die Militärpräsenz in Afghanis-
tan auch folgende Forderungen erheben:  
- Verbot der Anwendung und Herstellung 
von Atomwaffen sowie Zerstörung aller 
vorhandener Waffenarsenale; 
- Demontage aller Militärbasen außerhalb 
des nationalen Territoriums, insbesondere 
der von Guantanamo; 
- unverzügliche Schließung aller CIA-
Gefängnisse. 
 
2) Ablehnung der Interventionen der 
NATO außerhalb Europas, Forderung einer 
Distanzierung der europäischen Partner 
von Präventivkriegen wie die der Vereinig-
ten Staaten und gleichzeitig Starten einer 
Kampagne zur Auflösung der NATO.  
 
3) Bekräftigung der Solidarität mit dem 
palästinensischen Volk. Der Kampf die-
ses Volkes symbolisiert den Widerstand 
gegen die weltweite Apartheid, die in der 
Mauer materialisiert wird, gegen eine A-

partheid, die den Bruch zwischen « Zivili-
sation » und « Barbarei » verkündet. Vor-
dringlich sind dafür die Stärkung der 
Kampagnen für das Niederreißen der 
Schandmauer und für den Rückzug der is-
raelischen Truppen aus den besetzten Ge-
bieten.  
 
4) Ausweitung der Solidaritätskampagnen 
mit Venezuela und Bolivien, die beide 
Alternativen zum Neoliberalismus entwi-
ckeln und die lateinamerikanische Integra-
tion vorantreiben.  
 
5) Über diese Kampagnen hinaus könnten 
noch folgende Projekte in Betracht gezo-
gen werden: 
- Aufbau eines Netzwerks von Forschern, 
die in engem Kontakt mit den lokalen Zu-
sammenschlüssen von Aktivisten vollstän-
dige und immer wieder aktualisierte Da-
tenbanken über Militärbasen der Verei-
nigten Staaten und der NATO aufbauen. 
Eine genaue Information über diese militä-
rischen und strategischen Fragen würde die 
Kampagnen für deren Demontage effekti-
ver machen können; 
- Schaffung einer Initiative « Imperialism 
Watch », die nicht nur Kriege und ihre 
Propaganda anprangern würde, sondern 
auch alle wirtschaftlichen und sonstigen 
Machenschaften und Druckmittel, denen 
die Völker ausgesetzt sind;  
- Schaffung eines weltweiten anti-
imperialistischen Netzwerks, das welt-
weit alle Mobilisierungen koordinieren 
würde. 
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2. Für eine Reorganisation des Weltwirtschaftssystems 
 

Eine Handlungsstrategie zur Umgestaltung 
des Weltwirtschaftssystems beinhaltet fol-
gende Schritte: 
 
1) Verstärkung der Protestkampagnen ge-
gen die derzeitige Funktionsweise der 
Welthandelsorganisation (WTO) und des 
Kampfes für alternative Regelungen. Die 
WTO darf für die Landwirtschaft, für die 
öffentlichen Grundversorgungsdienste, für 
das geistige Eigentum usw. nicht mehr zu-
ständig sein. 
 
2) Gründung von Arbeitsgruppen, die Ver-
bindungen mit den schon seit langem täti-
gen sozialen Vereinigungen und Bewe-
gungen aufbauen, um eine äußerst zuver-
lässige und umfassende Übersicht über 
die Vorschläge alternativer Maßnahmen 
in den wesentlichsten Bereichen der Wirt-
schaft zu erstellen: 

- Organisierung des Transfers von Ka-
pital und Technologien; 
- Vorschlag von Regelwerken (zum 
Beispiel «Investitionscodex»), die die 
Rechte der Nationen und der Werktäti-
gen genau festlegen; 
- Organisation des Währungssystems: 
Kontrolle der Kapitalströme, vor allem 
des spekulativen Kapitals; Abschaffung 
der Steuerparadiese; Aufbau regionaler 
Wechselkurssysteme mit Stimmrecht in 
einem erneuertem Weltwährungssys-
tem, also u. a. Überprüfung der Rolle 
von IWF und Weltbank;  
- Rückkehr zum Prinzip, nach dem es 
das unanfechtbare Recht der Nationen 
ist, ihr Wirtschaftssystem selbst zu 
wählen. Abschaffung aller Hindernisse, 
die durch Entscheidungen internationa-
ler Organisationen ohne Verhandlungen 
aufgezwungen wurden; 

- Entwurf geeigneter Gesetzesvorschrif-
ten zu den Auslandsschulden: Die 
Staaten werden zur Durchführung von 
Untersuchungen über die sittenwidrigen 
Schulden aufgefordert. Unmittelbare 
Verstärkung der Mobilisierung zur An-
nullierung der Schulden der Dritten 
Welt; 
- Reform der sozialen Dienste und ihrer 
Finanzierung: Bildungswesen, Gesund-
heitswesen, Forschung, Renten usw. 

 
3) Gründung von Gruppen spezialisierter 
Forscher, die die Entwicklung der Kapital-
bewegungen verfolgen und die Abhängig-
keitsmechanismen des nationalen Finanz-
kapitals vom internationalen Finanzkapital 
studieren. 
 
4) Gründung von nach Ländern und Regi-
onen gegliederten Arbeitsgruppen, ausges-
tattet mit Internetpräsenz und Diskussions-
gruppen, um in jedem Land die Eigen-
tumsverhältnisse des Kapitals zu studieren, 
ebenso wie die Mechanismen, nach denen 
der Kapitalismus funktioniert und wie sich 
seine Beziehungen zum internationalen 
Finanzsystem gestalten. 
 
5) Gründung von Fortbildungsstätten für 
Journalisten, um sie über die komplizierten 
Mechanismen der neoliberalen Globalisie-
rung zu informieren. 
 
6) Aufbau von Kontakten mittels vernetz-
ter Internetseiten zwischen den verschie-
denen Vereinigungen progressiver Wirt-
schaftswissenschaftler und Aktivisten, die 
in jeder Region der Welt (Asien, Afrika, 
Lateinamerika, Ozeanien, Europa, Nord-
amerika) Alternativen zur neoliberalen 
Globalisierung ausarbeiten.  
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3. Für eine Regionalisierung im Dienste der Völker,  
die den Süden bei globalen Verhandlungen stärkt 

 
Da der Freihandel, der den Stärkeren be-
günstigt, der Feind regionaler Integration 
ist und letztere nicht nach den Freihandels-
regeln verwirklicht werden kann, müssen 
Bedingungen einer alternativen Zusam-
menarbeit innerhalb jeder Großregion, 
wie auch Regeln für eine Erneuerung der 
"Trikontbewegung" geschaffen werden 
und dies in enger Verbindung mit den Ak-
tivitäten der sozialen Bewegungen. 
 
In Lateinamerika haben die mit den Ag-
gressionen multinationaler Konzerne kon-
frontierten Werktätigen die Frage der regi-
onalen Integration in eine neue Perspektive 
eingeschrieben. Sie soll auf kooperativen 
Vorteilen und nicht mehr auf Konkurrenz 
begründet sein. Dies ist z.B. im Süden der 
Fall bei den Versuchen einer alternativen 
Zusammenarbeit im Bereich von Erdöl 
(Petrocarib), bei der Schuldenreduzierung 
(Aufkauf der Schulden zwischen den Län-
dern des Südens) oder des Bildungs- und  
Gesundheitswesens (Kubas Ärzte). Diese 
Zusammenarbeit zur Förderung des 
Wachstums und der Solidarität in allen 
Ländern muss auf politischen Grundsätzen 
basieren und nicht auf den aufgezwunge-
nen WTO-Handelsregeln. 
 
In Afrika gibt es eine starke Bestrebung 
nach Einheit und das klare Bewusstsein, 
dass isolierter Widerstand und Entwick-
lung angesichts des neoliberalen Drucks 
unmöglich sind. Es gibt zahlreiche, aller-
dings ineffiziente Einrichtungen zur Integ-
ration und die aktivsten stammen aus der 
Zeit der Kolonisation und der Apartheid. 
Bei der Afrikanischen Union und ihrem 
wirtschaftlichen und sozialen Programm 
(NEPAD) ist keine Spur von einem kollek-

tiven Widerstand zu finden. Gerade vor 
diesem Hintergrund müssen die Bewegun-
gen der Zivilgesellschaft einsehen, wie 
dringend notwendig eine Überwindung 
ihrer Konflikte ist. In den nordafrikani-
schen Staaten am Mittelmeer liefern die 
Europa-Mittelmeer-Abkommen ein weite-
res Beispiel einer auf Kosten des Südens 
umgesetzten Regionalisierung.   
 
Um sich gegen die neoliberale Globalisie-
rung zu schützen, sind in Asien ungeachtet 
aller Schwierigkeiten in den meisten Län-
dern Initiativen von unten entstanden, an 
die sich viele Organisationen der Zivilge-
sellschaft, Nichtregierungsorganisationen 
usw. angeschlossen haben, und es gelang 
ihnen, eine Volkscharta zu erarbeiten, die 
auf eine Verstärkung der Zusammenarbeit 
in den Handelsbeziehungen hinzielt.  
 
 
Über die Intensivierung der Kampagnen 
gegen Kriege und Kriegsdrohungen hinaus 
wären also folgende Vorschläge zu emp-
fehlen:  
 
1) Für Lateinamerika:  
- Stärkung der Kampagnen zur Unterstüt-
zung von ALBA, um die US-
amerikanische Strategie der ALCA endgül-
tig zum Scheitern zu bringen; 
- Förderung der Unabhängigkeit und der 
Entwicklung nach den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und des Ausgleiches zwi-
schen den Völkern;  
- Aufbau einer auf Zusammenarbeit und 
Solidarität begründeten Integration, welche 
den spezifischen Charakter jedes Volkes 
berücksichtigt;  
- Mobilisierung der sozialen Bewegungen 
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zum Ausbau und zur Vertiefung des alter-
nativen Integrationsprozesses - wie z.B. 
Petrocaribe oder Telesur;  
- Förderung der Handelsbeziehungen, die 
einer kooperativen Logik entsprechen; 
- Verstärkung der Vernetzung von Aktio-
nen sozialer und politischer Organisationen 
zur Umsetzung dieser Vorhaben. 
 
2) Für Afrika:  
Die Bewegungen der Zivilgesellschaft soll-
ten für die Notwendigkeit der Formulie-
rung von alternativen Vorschlägen inner-
halb der afrikanischen Initiativen sensibili-
siert werden.  
Sie sollten das dringend nötige Zusammen-
spiel zwischen regionalen und nationalen 
Aktionen in Betracht ziehen.  
Sie sollten Friedenskampagnen zur Lösung 
schon vorhandener und Vorbeugung künf-
tiger Konflikte starten und jedes auf Rasse 
oder Kultur gründende Konzept der Integ-

ration aufgeben. 
 
3) Für Asien:  
Die Expansion und die Konkurrenz des 
Kapitals zwischen Ländern sollte verhin-
dert und die Solidarität der arbeitenden 
Klassen der verschiedenen Länder verstär-
ket werden;  
Die lokale Vernetzung zwischen Produkti-
on und Verbrauch und die Wissenschaft 
für den ländlichen Wiederaufbau sollten 
gefördert werden. 
 
Die Zusammenarbeit zwischen den Län-
dern des Südens wird nur dann effizient, 
wenn sie die Solidarität zwischen Völkern 
und solchen Regierungen tatsächlich zum 
Ausdruck bringt, die sich gegen den Neoli-
beralismus stellen und nach Alternativen 
zur Schaffung eines multipolaren Weltsys-
tems suchen.  

 
4. Für eine demokratische Bewirtschaftung  

der natürlichen Ressourcen unseres Planeten 
 

Das Konzept der "natürlichen Ressourcen" 
muss dem des Lebendigen und daher dem 
Recht auf Leben untergeordnet werden, 
damit die Zerstörung und Plünderung des 
Planeten aufhört. Es handelt sich also um 
ein lebenswichtiges Prinzip und nicht nur 
um eine bloße Verwaltung natürlicher Res-
sourcen. Letztere können nicht über ihre 
Erneuerungskapazitäten hinaus benutzt 
werden, die für die jeweiligen Länder defi-
niert werden müssen. Benutzungskriterien 
müssen definiert werden, um Entwicklung 
zu gewährleisten und die Biodiversität und 
die Ökosysteme zu erhalten. Man muss 
also die Entwicklung von Ersatzmitteln für 
nichterneuerbare Ressourcen unterstützen. 
Die Vermarktung von Leben (commodifi-
cation of life) führt zu Kriegen um Erdöl, 

Wasser usw. Die agrochemischen Multis 
geben der gewinnorientierten Landwirt-
schaft den Vorzug über die nahrungsmit-
telorientierte Landwirtschaft. Dabei er-
zwingen sie Anbautechniken, die die 
Landwirte in Abhängigkeit der Firmen ver-
setzen und Umweltzerstörung herbeiführen 
(Bewirtschaftungsverträge, die die Land-
wirte zum Gebrauch von Maschinen, Dün-
gemitteln und Saatgut -wie z.B. GMOs- 
zwingen). 
 
Konkret müssen zwei Handlungsebenen 
für die Umwelt kombiniert werden:  
Mikro- und Makroebene.  
Auf der Makroebene – Staatsebene – sollte 
eine zwischenstaatliche Instanz zur multi-
lateralen Zusammenarbeit geschaffen wer-



 11

den, die mit Hilfe von Handlungs- und 
Druckmitteln die Staaten zu globalen 
Maßnahmen zwingen. 
Auf der Mikroebene - lokale und regionale 
Aktivitäten - hat die Zivilgesellschaft eine 
wichtige Rolle zu spielen, vor allem bei 
der Verbreitung von Informationen und der 
Förderung von neuen Verfahren, die zur 
Schonung der Ressourcen und zum Um-
weltschutz beitragen. Die Lokalebene muss 
verstärkt werden, da die Entscheidungen 
allzu häufig ausschließlich auf der Makro-
ebene ausgedacht werden. 
Folgende Aktionen könnten daraus hervor-
gehen: 
1) Ein internationales Gericht für Um-
weltkriminalität ins Leben rufen: die 
Staaten des Nordens und ihre Lokalvertre-
tungen könnten dann zu Reparaturzahlun-
gen für Länder des Südens verurteilt wer-
den (ökologische Schulden); 
2) Verträge als illegal erklären, die die 
Bauern abhängig von Saatgutserzeugern 
machen, zu Sklaverei unter der Technolo-
gie führen und die Biodiversität zerstören; 
3) Das „Recht auf Verschmutzung" (pol-
lution rights) und ihren Markt abschaffen 
und die reichen Länder verpflichten, ihre 
Kohlendioxyd- Produktionsraten (5,6 Ton-

nen C pro Kopf und Jahr für die USA) zu 
reduzieren, damit die armen Länder (0,7 
Tonnen C pro Kopf und Jahr in den Län-
dern außerhalb der G8) sich auch industria-
lisieren können; 
4) Verbieten, dass Riesenstaudämme, so-
fern sie wirklich notwendig sind, ohne 
Schadenersatzleistungen für die vertriebe-
ne Bevölkerung gebaut werden können 
(wirtschaftliche Flüchtlinge); 
5) Biologische und genetische Ressourcen 
vor Patenten des Nordens schützen, die 
die Länder des Südens ärmer machen und 
einen kolonialartigen Raub darstellen; 
6) Die Privatisierung des Wassers be-
kämpfen, wie sie von der Weltbank geför-
dert wird - auch in Form einer Partner-
schaft zwischen privaten und öffentlichen 
Unternehmen (PPP privat-public partners-
hip) – und das Recht jedes Menschen auf 
eine Mindestwassermenge mit Rücksicht 
auf die Erneuerung des Grundwassers ga-
rantieren;  
7) Schaffung eines Überwachungsgremi-
ums für die Umwelt (ecologic Watch), 
dessen Aufgabe es wäre, handfeste Ag-
gressionen gegen die Umwelt aufzudecken 
und darauf zu reagieren. 

 
5. Für eine bessere Zukunft  

der bäuerlichen Landwirtschaft 
 
Im Bereich der bäuerlichen Landwirtschaft 
gibt es zunächst mittel- und langfristige 
Ziele, die an die Nahrungssouveränität 
geknüpft sind, und die sich auf nationaler 
und internationaler Ebene, multilateraler 
(Ziele der WTO) und bilateraler Ebene 
(Abkommen über wirtschaftliche Partner-
schaft zwischen den AKP-Staaten und der 
Europäischen Union) befinden. Auf natio-

naler Ebene betrifft dies sowohl die land-
wirtschaftliche Preis- und Marktpolitik als 
auch die Strukturpolitik, den Zugang der 
Landwirte zu Produktionsmitteln und in 
erster Linie zu Boden.  
Auf sehr kurzer Sicht, 2006, geht es dar-
um, den Verhandlungsabschluss der Doha-
Runde zum Scheitern zu bringen, was es 
erleichtern würde, die Abschlüsse der Ab-
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kommen über wirtschaftliche Partnerschaft 
abzulehnen.  
 
Die Vorschläge werden dementsprechend 
entlang von zwei Achsen entwickelt: zum 
einen Vorschläge über die Mittel, um mit-
telfristig Nahrungssouveränität zu erlangen 
und zum anderen als erster Schritt Vor-
schläge, um die Doha-Runde und die Ab-
kommen über wirtschaftliche Partnerschaft 
zum Scheitern zu bringen.  
 
1) Vorschläge zur Erlangung der  
Nahrungssouveränität: 
 
Die Nahrungssouveränität ist das Recht, 
das jedem Staat (oder jeder Staatengruppe) 
zuerkannt werden muss, die eigene Land-
wirtschaftspolitik und die Form seiner Ein-
gliederung in den Weltmarkt zu definieren, 
es ist auch das Recht, sich wirksam vor 
Importen zu schützen und die landeseige-
nen Landwirte zu subventionieren, unter 
der Bedingung, dass alle Exporte von 
landwirtschaftlichen Produkten verboten 
sind, deren Preis unter den durchschnittli-
chen Gesamtproduktionskosten ohne direk-
te oder indirekte (vorgelagerte oder nach-
gelagerte) Subventionen steht,. Sie ist der 
Hebelarm für alle Länder, ihre nationale 
Souveränität in allen Bereichen wieder zu 
erlangen. Auch fördert sie die Demokratie, 
da sie zur Definition ihrer Mittel und Ziele 
eine starke Einbindung der verschiedenen 
Akteure der Nahrungsmittelbranche nötig 
macht, angefangen bei den landwirtschaft-
lichen Familienunternehmen. Sie setzt da-
her Regulierungsverfahren auf nationaler, 
subregionaler und internationaler Ebene 
voraus.  
 
    Auf nationaler Ebene: 
  
Die Staaten müssen den bäuerlichen Be-
trieben den Zugang zu Produktionsfak-

toren, in erster Linie zu Boden, garantie-
ren. Die Förderung der Landwirtschaft als 
Agrobusiness mit dem Aufkauf von Boden 
durch die nationale Bourgeoisie (darunter 
Beamte) und transnationale Unternehmen, 
zum Nachteil der bäuerlichen Betriebe, 
muss beendet werden. Dies schließt ein, 
dass Investitionen von Familienbetrieben 
erleichtert und lokale Produkte weiter ver-
arbeitet werden, was sie für die Verbrau-
cher attraktiver macht. Das Recht auf Bo-
dennutzung für alle Bauern der Welt muss 
als Grundrecht anerkannt werden. Seine 
Umsetzung erfordert adäquate Reformen 
des Bodenrechts und in manchen Fällen 
Agrarreformen.  
 
Damit auch die städtischen Verbraucher 
das Ziel der Nahrungssouveränität teilen – 
unablässige Bedingung, damit sich die Re-
gierungen dafür engagieren -, müssen drei 
Maßnahmen durchgeführt werden:   
 
- Einschränkung der Tätigkeiten des Han-
dels, welche die Landwirte und Verbrau-
cher benachteiligen; 
 
- Durchführung von Kampagnen zur Sen-
sibilisierung der Verbraucher über das im-
mense Unrecht an der Landwirtschaft und 
der ganzen Wirtschaft des jeweiligen Lan-
des überhaupt durch die Abhängigkeit von 
Importprodukten, denn es werden zum 
Beispiel in den Supermärkten in Westafri-
ka fast ausschließlich solche zum Verkauf 
angeboten; 
 
- Schrittweise Anhebung der Agrarpreise 
durch die Erhöhung der Einfuhrabgaben, 
um die Verbraucher mit sehr eingeschränk-
ter Kaufkraft nicht zu benachteiligen. Dies 
muss mit dem  Austeilen von Gutscheinen 
zum Einkauf der lokalen Nahrungsmittel 
zu den alten Preisen einhergehen, wie es in 
den Vereinigten Staaten, Indien und Brasi-
lien praktiziert wird, bis die Produktivitäts-
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steigerung der Landwirte die Stückkosten 
sinken lässt und es ihnen ermöglicht, den 
Verkaufspreis für die Verbraucher zu sen-
ken.  
 
    Auf subregionaler Ebene:  
 
Damit die Staaten ihre volle Souveränität, 
zunächst die Nahrungssouveränität, zu-
rückerlangen können, erweist sich die re-
gionale politische Integration für die 
kleinen Länder des Südens als unum-
gänglich. Hierfür müssen die gegenwärti-
gen regionalen Institutionen reformiert 
werden, vor allem in Afrika die UEMOA 
(Westafrikanische Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion) und die CEDEAO (Wirt-
schaftsgemeinschaft Westafrikanischer 
Staaten), die zu abhängig von diversen Su-
permächten sind.  
 
  Auf internationaler Ebene: 
 
Es muss auf die Vereinten Nationen Druck 
ausgeübt werden, damit sie die Nahrungs-
souveränität als Grundrecht der Staaten 
anerkennen, welches unerlässlich ist, um 
das Recht auf Nahrung umzusetzen, so wie 
es in der Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte von 1948 und dem Internatio-
nalen Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte von 1996 steht. Auf 
dieser Ebene müssen vier Instrumente zur 
Regulierung des internationalen Agrarhan-
dels eingerichtet werden, damit die Nah-
rungssouveränität verwirklicht wird:  
 

- Ein wirksamer Schutz vor Importen 
durch variable Abschöpfungsbeträge, 
die einen festen Einfuhrpreis garantie-
ren, so dass im Inland landwirtschaftli-
che Mindestpreise gewährleistet werden, 
welche die Investitionen der Bauern und 
die Kredite der Banken sichern. Die Ein-
fuhrzölle haben bisher unzureichend ge-
schützt, angesichts stark schwankender 

Weltmarktpreise, deren Fluktuation 
durch Wechselkursschwankungen noch 
verstärkt wurde; 
 
- Beseitigung jeder Form von Dum-
ping, indem alle Exporte unterhalb der 
durchschnittlichen gesamten Produkti-
onskosten des Landes ohne direkte oder 
indirekte Subventionen verboten wer-
den;  
 
- Internationale Koordinierungsme-
chanismen zur Beherrschung des An-
gebots, um strukturelle Überproduktion 
zu vermeiden und konjunkturelle Über-
produktion zu minimieren, welche die 
Agrarpreise in den Keller treiben;  
 
- Es ist nötig, die Landwirtschaft aus 
der WTO auszugliedern und die inter-
nationale Regulierung des Agrarhandels 
einer Organisation der Vereinten Natio-
nen, zum Beispiel die FAO, anzuver-
trauen. Insbesondere wäre eine Reform 
ihrer Organisation nach dem dreiteiligen 
Modell der ILO (Internationale Arbeits-
organisation) nötig, wonach die Vertre-
ter der landwirtschaftlichen Gewerk-
schaften (FIPA und Via Campesina), die 
Vertreter der Nahrungsmittelindustrie, 
die bereits im Schatten Lobbying bei 
den Regierungen machen und die Ver-
treter der Staaten gemeinsam tagen wür-
den, um Regulierungsrichtlinien zu er-
arbeiten.  
 

 
2) Vorschläge auf kurzer Sicht, um 
die Doha-Runde und die Abkommen 
über wirtschaftliche Partnerschaft 
zum Scheitern zu bringen:  
 
Eine Hauptlehre aus der Ministerkonferenz 
der WTO in Hongkong ist, dass Brasilien 
und Indien, und mit ihnen die G-20, sich 
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von den Interessen der Bevölkerungen der 
Dritten Welt entfernt haben und sich als 
entschlossene Antriebskraft der neolibera-
len Globalisierung gezeigt haben. Da die 
Doha-Runde ein „globales Verhandlungs-
paket“ (single undertaking) ist, gibt es Mit-
tel, sie zum Scheitern zu bringen. Die in-
ternationale Zivilbevölkerung - in erster 
Linie die Bauernorganisationen des Nor-

dens und des Südens - können in einer 
Medienkampagne zeigen, dass diese Sub-
ventionen (besonders die der „grünen 
Box“) ein weitaus bedeutenderes Dum-
pinginstrument sind als die expliziten Ex-
portsubventionen, und noch bedeutender 
werden sollen, wenn jene (ab 2014) abge-
schafft werden. 

 
6. Für den Aufbau einer vereinten Bewegung  

der Werktätigen 
 

Zwei der Hauptwaffen in den Händen der 
Werktätigen sind das Stimmrecht und das 
Recht auf Gründung von Gewerkschaften. 
Demokratie und Gewerkschaften wurden 
bis heute hauptsächlich auf nationaler Ebe-
ne aufgebaut. Die neoliberale Globalisie-
rung ist jedoch eine Herausforderung für 
die Werktätigen der ganzen Welt, und man 
kann sich dem globalisierten Kapitalismus 
nicht nur auf nationaler Ebene entgegen-
setzen. Heute gibt es eine doppelte Aufga-
be: zum einen muss die nationale Ebene 
gestärkt werden und gleichzeitig muss die 
Demokratie globalisiert und eine weltweite 
Arbeiterklasse reorganisiert werden.  
 
Die massive Arbeitslosigkeit und die Zu-
nahme informeller Arbeit sind ein ande-
rer Hauptgrund, um die bestehenden Orga-
nisationen der werktätigen Klassen zu ü-
berdenken. Eine weltweite Strategie der 
Arbeit darf nicht nur die Situation der Ar-
beiter, die in einem stabilen Arbeitsver-
hältnis stehen, berücksichtigen. Selbst in 
den Industrieländern sind immer mehr 
Werktätigen außerhalb des formellen Sek-
tors beschäftigt. In der Mehrzahl der Län-
der des Südens bilden die Werktätigen im 
informellen Sektor die Mehrheit: Werktä-
tige in temporärer Beschäftigung und in 
den informellen Sektoren; Selbständige; 

Arbeitslose; Straßenverkäufer; diejenigen, 
die ihre eigenen Dienstleistungen verkau-
fen. Diese Gruppen nehmen in den meisten 
Ländern des Südens zu, einerseits aufgrund 
erhöhter Arbeitslosigkeit, andererseits auf 
Grund der Verknappung und Informalisie-
rung der garantierten Arbeitsplätze und der 
anhaltenden Landflucht. Die wichtigste 
Aufgabe für die Werktätigen außerhalb des 
formellen Sektors wird es sein, sich zu or-
ganisieren. Für die traditionellen Gewerk-
schaften heißt es, sich zu öffnen, um ge-
meinsam handeln zu können.  
 
Die traditionellen Gewerkschaften haben 
Schwierigkeiten, dieser Herausforderung 
gerecht zu werden. Die Organisationen der 
Werktätigen außerhalb der formellen Sek-
toren werden nicht alle notwendigerweise 
Gewerkschaften oder ähnliche Organisati-
onen sein und die traditionellen Gewerk-
schaften werden sich ebenfalls verändern 
müssen. Neue Perspektiven gemeinsamen 
Handelns, basierend auf horizontalen Ver-
bindungen und gegenseitigem Respekt, 
müssen sich zwischen den traditionellen 
Gewerkschaften und den neuen sozialen 
Bewegungen entwickeln. Zu diesem 
Zweck sind folgende Vorschläge in Erwä-
gung zu ziehen:  
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1) Öffnung der Gewerkschaften zu einer 
Zusammenarbeit mit anderen sozialen Be-
wegungen, ohne zu versuchen, diese der 
traditionellen gewerkschaftlichen Struktur 
oder einer bestimmten politischen Partei 
unterzuordnen.  
 
2) Aufbau von tatsächlichen transnationa-
len gewerkschaftlichen Strukturen, die 
sich den transnationalen Arbeitgebern wi-
dersetzen können. Diese gewerkschaftli-
chen Strukturen müssen gleichzeitig über 
eine Verhandlungskapazität und ein Man-
dat verfügen, um gemeinsame Aktionen 
über nationale Grenzen hinaus organisieren 
zu können. Zu diesem Zweck wäre es ein 
wichtiger Schritt, starke gewerkschaftliche 
Strukturen innerhalb von einigen multina-
tionalen Konzernen zu organisieren. Letz-
tere besitzen ein komplexes Produktions-
netzwerk und reagieren häufig sehr emp-
findlich auf jede Unterbrechung in der 
Produktions- und Vertriebskette und sind 
dadurch verwundbar. Erfolge in den 
Kämpfen gegen multinationale Konzerne 
könnten einen reellen Einfluss auf das 
weltweite Kräfteverhältnis zwischen Kapi-
tal und Arbeit haben.  
 
3) Technologische Entwicklung und Struk-
turwandel sind notwendig, um die Lebens-
bedingungen zu verbessern und die Armut 
auszumerzen, aber die Verlagerung von 
Produktionsstandorten wird heute nicht 
im Interesse der Arbeiter durchgeführt, 
sondern ausschließlich entsprechend einer 
Profitlogik. Als Alternativen zu Profitlogik 
und Freihandel ist es nötig, sich für eine 
graduelle Verbesserung der Löhne und Ar-
beitsbedingungen einzusetzen, für eine lo-
kale Produktion, die mit der lokalen Nach-
frage steigt und für ein Verhandlungssys-
tem gegenüber den Standortwechseln. Die-
se Standortwechsel sollten Bestandteil 

transnationaler Verhandlungen werden, um 
zu vermeiden, dass die Arbeiter verschie-
dener Länder zu einer Konkurrenz unter-
einander gezwungen werden und in einen 
unerbittlichen Kampf gegeneinander gera-
ten.  
 
4) Die Rechte der Wanderarbeiter sollten 
von den Gewerkschaften als grundlegendes 
Thema gesehen werden, um zu gewährleis-
ten, dass die Solidarität zwischen Arbeitern 
nicht an ihre nationale Herkunft geknüpft 
ist. In der Tat sind Ausgrenzung und Dis-
kriminierung, gleich ob auf ethnischer oder 
anderer Basis, eine Bedrohung für die So-
lidarität der werktätigen Klasse. 
 
5) Es muss darauf geachtet werden, dass 
die zukünftige transnationale Organisation 
der werktätigen Klasse nicht wie eine ein-
zige, hierarchische und pyramidenförmige 
Struktur aufgebaut ist, sondern aus ver-
schiedenartigen Organisationen besteht, in 
einer Netzwerkstruktur mit zahlreichen 
horizontalen Verbindungen.  
 
6) Eine neue Arbeiterbewegung soll ge-
fördert werden, die in ihren Strukturen 
auch die Arbeiter außerhalb des formellen 
Sektors in der ganzen Welt einschließt, und 
die in der Lage ist, durch koordiniertes 
Handeln dem globalisierten Kapitalismus 
auf wirksame Weise die Stirn zu bieten.  
 
 
Nur eine solche globale und weiterentwi-
ckelte Bewegung der Werktätigen, die ge-
meinsam mit anderen sozialen Bewegun-
gen handelt, wird die gegenwärtige Welt 
verändern und eine Weltordnung schaffen 
können, die auf Solidarität und nicht auf 
Konkurrenz begründet ist.  
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7. Für eine Demokratisierung der Gesellschaften im  
Dienste einer umfassenden Entwicklung der Menschheit 

 
Die fortschrittlichen Kräfte müssen sich 
das Konzept der Demokratie wieder aneig-
nen, da eine alternative, sozialistische Ge-
sellschaft von Grund auf demokratisch sein 
muss. Demokratie lässt sich nicht von oben 
herab verordnen. Sie ist ein Prozess kultu-
reller Wandlung, denn die Menschen ver-
ändern sich durch ihr eigenes Handeln. Es 
ist daher unerlässlich, dass die Akteure der 
Massenbewegungen und der linken bzw. 
fortschrittlichen Regierungen verstehen, 
dass Räume für eine wirkliche Partizipati-
on geschaffen werden müssen, sowohl am 
Arbeitsplatz als auch am Wohnort. Die 
Menschen müssen zu Protagonisten ihrer 
eigenen Geschichte werden, wenn man die 
Probleme der Völker lösen will: Gesund-
heit, Ernährung, Bildung, Wohnung… Der 
Zusammenbruch der sozialistischen Länder 
Osteuropas hat viel zu tun mit fehlender 
Partizipation. Die Bürger dieser Länder 
waren kaum mehr motiviert, die Regimes 
zu verteidigen, in denen sie nur Zuschauer 
und keine Akteure waren. 
Der Kampf für Demokratie muss auch mit 
dem Kampf gegen Armut und jede Form 
von Ausgrenzung einhergehen. Wenn man 
diese Probleme lösen will, muss das Volk 
die Macht haben. Dies beinhaltet den 
Kampf gegen die Profitlogik des Kapitals 
und die Einführung einer anderen, huma-
nistischen und solidarischen Logik in den 
Bereichen, die man erobern kann. Denn 
nur die Behauptung der Notwendigkeit ei-
ner alternativen Gesellschaft reicht nicht 
mehr aus. Es ist es notwendig, Basisinitia-
tiven vorzuschlagen, die Alternativen zum 
Kapitalismus darstellen, und die mit der 
Handelslogik und den von dieser Dynamik 
aufgezwungenen Verhältnissen brechen. 
 
Aber es geht auch darum, Kämpfe zu or-

ganisieren, die sich nicht auf rein wirt-
schaftliche Forderungen begrenzen, auch 
wenn diese natürlich notwendig sind. Es 
geht auch um ein alternatives, soziales Pro-
jekt, das echte Strukturen von Macht und 
Demokratie beinhaltet, und zwar über die 
derzeitigen Formen der repräsentativen, 
parlamentarischen, auf Wahlen reduzierten 
Demokratie hinaus. Es ist also nötig, für 
eine neue Form der Demokratie zu kämp-
fen, die von unten kommt, für diejenigen, 
die unten sind, mittels lokaler Regierun-
gen, ländlicher Gemeinden, Arbeiterverei-
nigungen, Bürgerinitiativen usw. Eine sol-
che demokratische, solidarische Praxis ist 
die beste Möglichkeit, um neue soziale 
Gruppen für den Kampf für eine alternati-
ve, gänzlich demokratische Gesellschaft zu 
gewinnen. 
 
Um die genannten Grundsätze zu verwirk-
lichen, werden folgende Leitlinien vorge-
schlagen: 
 
- Die Demokratie in die Gesamtheit der 
Bedingungen integrieren, welche die E-
manzipations- und Befreiungsbewegungen 
in ihrer individuellen und kollektiven Di-
mension charakterisieren. 
 
- Es muss anerkannt werden, dass das 
Scheitern des Sowjetsystems und der Re-
gimes, die aus der Entkolonialisierung her-
vorgegangen sind, zum Großteil aus ihrer 
Verweigerung von Freiheiten und ihrer 
Unterschätzung der Demokratie resultiert. 
Bei der Ausarbeitung von Alternativen 
muss diese Erkenntnis beachtet werden. 
Dem Aufbau demokratischer Strukturen 
muss Vorrang eingeräumt werden. 
 
- Es muss den doppelzüngigen Reden der 
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dominierenden Mächte, die immer wieder 
neue Lektionen über Demokratie erteilen 
wollen, widersprochen werden. Der Zy-
nismus des amerikanischen Imperialismus, 
der sich als Anstifter von Kriegen, Folter 
und Freiheitsverletzungen offenbart, ist 
besonders unerträglich. Jedoch kann dies 
nicht als Vorwand dienen, die Freiheiten 
und die Ausübung von Demokratie einzu-
schränken. 
 
- Die vorherrschende Konzeption von 
Demokratie, die durch die Vereinigten 
Staaten und die westlichen Mächte vorge-
tragen wird, muss abgelehnt werden. Die 
Demokratie darf nicht mit der Hinnahme 
der Regeln des Marktes definiert werden, 
auch nicht mit der Unterordnung unter den 
Weltmarkt, mit von Außen kontrollierten 
pluralistischen Wahlen und mit einer völlig 
eingeschränkten Ideologie der Menschen-
rechte. Diese Form der Demokratie besteht 
darin, eine Ausweitung der Vermarktung 
zu erzwingen, die willkürlich mit der un-
bestritten großen Bedeutung von freien 
Wahlen und mit der Anerkennung der 
Grundrechte gleichgestellt wird. Dadurch 
wird die Demokratie nicht nur einge-
schränkt, sondern auch in ihrem eigentli-
chen Sinn pervertiert.  
 
- Es muss erkannt werden, dass eine starke 
Wechselwirkung zwischen politischer und 
sozialer Demokratie besteht, da eine politi-
sche Demokratie unvollständig ist und 
nicht von Dauer sein kann, wenn Un-
gleichheiten, Ausbeutung und soziale Un-
gerechtigkeit fortbestehen. Eine soziale 
Demokratie kann sich nicht entwickeln 
ohne Kampf gegen Unterdrückung und 
Diskriminierung, wenngleich auch daran 
erinnert werden muss, dass eine soziale 
Politik das Fehlen von Freiheiten und die 
Nichtbeachtung der Grundrechte nicht 
rechtfertigen kann. 
 

- Es muss betont werden, dass die Demo-
kratie eine effektive und wachsende Betei-
ligung der Menschen als Produzenten und 
Einwohner braucht. Dies beinhaltet die 
Transparenz der Entscheidungsprozesse 
und der Verantwortungsbereiche und setzt 
nicht die Bedeutung der repräsentativen 
Demokratie außer Kraft. Im Gegenteil, sie 
ergänzt und vertieft diese. 
 
- Da die Demokratie den Kampf gegen 
Armut, Ungleichheiten, Ungerechtigkeiten 
und Diskriminierungen erleichtern soll, 
muss sie den Armen und Unterdrückten 
für ihren Kampf und ihre Bewegungen ei-
nen strategischen Platz einräumen. In 
diesem Sinne tragen demokratische Struk-
turen im internen Leben dieser Bewegun-
gen zu ihrem Fortbestand und ihrem Erfolg 
bei. 
 
- Die Demokratie innerhalb der globali-
sierungskritischen Bewegung weist dar-
auf hin, welche hohe Bedeutung sie für die 
Zielsetzungen der Bewegung hat. Sie 
schließt eine Erneuerung der politischen 
Kultur und Organisation und eine ganz be-
sondere Aufmerksamkeit hinsichtlich der 
Frage von Autorität und der Hierarchie ein. 
Zu diesem Zweck schlagen wir eine Kam-
pagne vor, die zum Ziel hat, dass die Er-
ziehung zum Bürger und zur Demokratie 
einen bedeutenden Platz in den Volksbil-
dungsbewegungen einnimmt und in das 
Schul- und Bildungswesen integriert wird.  
Erinnern wir uns, dass die globalisierungs-
kritische Bewegung Träger eines durch 
und durch demokratischen Projekts ist. Sie 
fordert den Zugang zu Grundrechten für 
alle. Dabei geht es um zivile und politische 
Rechte, vor allem um das Recht auf Ver-
sammlungsfreiheit und freie Meinungsäu-
ßerung, beide Grundlage der demokrati-
schen Freiheiten. Die globalisierungskriti-
sche Bewegung fordert außerdem wirt-
schaftliche, soziale, kulturelle und ökologi-
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sche Rechte, die Grundlagen der sozialen 
Demokratie sind. Schließlich fordert sie 
das Recht für die Gemeinschaften und die 
Völker, gegen die erlittene Unterdrückung 
und Gewaltakte zu kämpfen. Es geht also 
um das Erarbeiten eines Programms zur 
Umsetzung der Demokratie. 
 
Die globalisierungskritische Bewegung 
erkennt auch die Bedeutung der öffentli-
chen Dienste als eines der Hauptmittel an, 
allen den Zugang zu Rechten und Gleich-
berechtigung zu garantieren. Sie verteidigt 
die Kämpfe der Beschäftigten ebenso wie 
der Nutzer der öffentlichen Dienste. Sie 
unterstützt die Initiativen, die die öffentli-
chen Dienste verteidigen, vor allem in den 
Bereichen Bildung und Gesundheit. Im 
Bereich der Gesundheit wären es z.B. der 
freie Zugang zu kostenlosen Medikamen-
ten und die Ablehnung von Monopolen, 
von der Diktatur der Patente und des An-
spruchs auf Patentierung vom Leben.  
 
- Der Kampf für die Demokratie muss den 
unterschiedlichen Handlungsebenen 
Rechnung tragen. Wir greifen fünf Ebenen 
auf: die Unternehmen, die lokale Demo-
kratie, die nationale Demokratie, die gro-
ßen Regionen, die weltweite Demokratie. 
Für jede Ebene wird eine Aktion als Bei-
spiel angeführt. Die Prioritätensetzung 
wird aus der strategischen Debatte resultie-
ren. 
1) Die Demokratie im Unternehmen ist 
eine wichtige Forderung. Sie schließt die 
Anerkennung der Macht der Werktätigen, 
der Verbraucher und der öffentlichen Gre-
mien auf lokaler und nationaler Ebene ein, 
zum anderen die Ablehnung der Diktatur 
durch die Aktionäre und ebenfalls die Ab-
lehnung der zerstörerischen Logik des Fi-
nanzkapitals. Ihr Ziel ist die Kontrolle von 
Entscheidungen, vor allem bei Verlagerun-
gen. Die Förderung von innovativen For-
men der Selbstorganisation und von Aus-

tausch ist ein Mittel, vielfältige Produkti-
onsformen zu fordern und die behauptete 
Effizienz kapitalistischer Privatunterneh-
men zurückzuweisen. Die Bewegung für 
eine soziale und ökologische Verantwor-
tung der Unternehmen ist trotz der Gefah-
ren der Vereinahmung von großem Interes-
se, wenn sie zu öffentlichen, vom interna-
tionalen Recht anerkannten Normen führt. 
2) Die lokale Demokratie entspricht dem 
Bedürfnis nach Nähe und Beteiligung. Sie 
beruht auf lokalen Institutionen, die die 
öffentlichen Dienste garantieren müssen 
und Ansätze einer Alternative zum Neoli-
beralismus darstellen. Statt der Anpassung 
der gesamten Gesellschaft an den Welt-
markt wird der lokalen Ebene und der Be-
friedigung ihrer Bedürfnisse der Vorzug 
gegeben. Sie erlaubt eine Neudefinition der 
Staatsbürgerschaft, d. h. insbesondere einer 
auf dem Wohnort bezogenen Staatsbürger-
schaft mit entsprechenden Folgen für das 
Wahlrecht.  
3) Die nationale Demokratie bleibt die 
strategische Ebene: Fragen nach Identität, 
Grenzen, Respekt der Rechte von Minder-
heiten, Legitimität der Institutionen sind 
Bestandteil der Grundlagen einer Volks-
souveränität. Die öffentliche Politik kann 
der Konfrontation mit dem Neoliberalis-
mus einen Raum eröffnen. Die Umvertei-
lung der Reichtümer durch das Steuersys-
tem muss verteidigt und ausgeweitet wer-
den. Maßnahmen wie Mindestlohn und 
soziale Absicherung, basierend auf der So-
lidarität zwischen den Generationen, sind 
nicht nur den reichen Staaten vorbehalten, 
sondern hängen von den jeweiligen spezi-
fischen Bedingungen der Verteilung zwi-
schen Entlohnung der Arbeit und Profit ab.  
4) Die großen Regionen können sowohl 
Akteure der neoliberalen Globalisierung 
sein, wie die Europäische Union, als auch 
Gegentendenzen und Orte des Wider-
stands, wie es die Entwicklungen des Mer-
cosur oder das Scheitern der ALCA zeigen. 
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Aus dieser Sicht spielen die kontinentalen 
Sozialforen eine bedeutende Rolle. 
5) Die weltweite Demokratie bietet eine 
alternative Antwort zur neoliberalen Glo-
balisierung. In der gegenwärtigen Situation 
sind folgende Mobilisierungen der globali-
sierungskritischen Bewegung vorrangig: 
Annullierung der Schulden, grundlegende 
Infragestellung der WTO, Abschaffung der 
Steuerparadiese, internationale Besteue-
rung, insbesondere des Finanzkapitals 
(Kapitaltransfer, Gewinne der multinatio-
nalen Konzerne, Ökosteuern...), radikale 
Reform der internationalen Finanzinstituti-
onen (insbesondere unter Anwendung des 
Prinzips: ein Land, eine Stimme), und Re-

form der Vereinten Nationen unter Beach-
tung des Völkerrechts und bei Ablehnung 
von Präventivkriegen.  
 
Es wäre also Folgendes notwendig:  
- ein Überwachungsgremium für die De-
mokratie einzurichten, das sich der Hege-
monie der dominierenden Länder, also in 
erster Linie der Vereinigten Staaten, und 
ihrem fadenscheinigen Diskurs zur Demo-
kratie widersetzen könnte;  
- die Kontrolle durch die Bürger zu för-
dern;  
- die von den sozialen und Bürgerbewe-
gungen entwickelten und umgesetzten 
neuen Formen von Demokratie zu fördern.  

 
8. Für die Beseitigung aller Formen von Unterdrückung, 

Ausbeutung und Entfremdung der Frauen 
 
Die Formen des Patriarchats sind vielsei-
tig, wie auch seine Beziehung mit dem Im-
perialismus und Neoliberalismus. Es ist 
wichtig und notwendig, seinen Einfluss auf 
die Frauen zu analysieren. Das Konzept 
des Patriarchats bezieht sich auf die Herr-
schaft des Vaters/Patriarchen und hat dazu 
gedient, ein Familienmodell, in dem die 
Männer über die anderen Familienmitglie-
der Autorität haben, zu beschreiben.  
Das Modell ist zwar nicht universell: Viele 
afrikanische Gesellschaften sind matrili-
near oder haben ein dualistisches System 
mit väterlichen und mütterlichen Linien, 
die beide für eine Person ihre Bedeutung 
haben. 
 
Das patriarchalische System hat sich mit 
dem Aufschwung der abrahamschen Reli-
gionen und den kolonialistischen Ideolo-
gien und Gesetzgebungen verbreitet. Heute 
meint man mit Patriarchat hauptsächlich 
die männliche Beherrschung, welche Un-
gleichheit zwischen den Geschlechtern zu-

ungunsten der Frauen und verschiedene 
Formen von Abhängigkeit mit sich bringt.  
Die Familie, wo ein Kind das soziale Zu-
sammenleben lernt, ist der erste Ort der 
„Zähmung“ der Mädchen und Frauen.  
Die Geschlechterhierarchie ist umso stär-
ker, als sie durch kulturelle Normen und 
religiöse Werte, die sich die 
(re)produktiven Kräfte der Frauen aneig-
nen, gefestigt wird. Der Staat verstärkt mit 
seiner Politik und seinen Familiengesetzen 
diese patriarchalische Macht.  
Diskriminierung existiert weiterhin in der 
Familiensphäre, im Bildungswesen, im 
Zugang zu den Ressourcen der Natur, zu 
finanziellen und materiellen Mitteln, in der 
Arbeitswelt, in der Beteiligung an der poli-
tischen Macht, usw.  
Trotz des spürbaren Fortschritts der Frau-
enrechte ist die männliche Herrschaft we-
gen der „Maskulinisierung“ der Institutio-
nen der neoliberalen Organisationen noch 
fest verankert. 
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Aus der Analyse der Beziehungen zwi-
schen Patriarchat und Imperialismus und 
der eher schwachen Bilanz der Frauen-
kämpfe ergeben sich mehrere Vorschlä-
ge: 
 
 
1) Aufhören, Frauenfragen nur am Rande 
zu behandeln, was zu einer politischen und 
wissenschaftlichen Apartheid führt. Die 
Genderfrage durchzieht alle Bereiche und 
muss daher in allen Bereichen behandelt 
werden. 
 
2) Das Lobbying innerhalb der Organisati-
onen der Zivilgesellschaft und der politi-
schen Klasse weiterführen, zur Verstär-
kung des Bündnisses zwischen feministi-
schen Organisationen und fortschrittlichen 
Kräften, damit Letztere die Frauenfrage in 
ihrer Agenda aufnehmen. 
 Darunter fallen: 
- Bekämpfung des Diskurses der globali-
sierten Gesellschaft über die Unterlegen-
heit der Frauen in sozialer, politischer, kul-
tureller und religiöser Hinsicht; 
- Förderung der Bildung und Weiterbil-
dung der Frauen, damit sie nicht selber die 
Vorstellung ihrer untergeordneten Stellung 
verinnerlichen; 
- Verbreitung einer stärkeren Wahrneh-
mung ihrer aktiven Rolle in der Gesell-
schaft; 
- Anspornung der Männer, sich über diese 
männliche Herrschaft Fragen zu stellen, 
um ihre Mechanismen abzubauen; 
- Verstärkung der Gesetzesbestimmungen, 
die Gleichberechtigung der Geschlechtern 
festlegen; 
- Zunahme der Vertretung der Frauen in 
den Institutionen (Parität). 
 
 

3) Die Geschichte der Frauen, ihre indi-
viduellen und kollektiven Aktionen, be-
kannt machen, insbesondere: 
- das Vorhaben, den Friedensnobelpreis 
2005 an „Tausend Frauen“, eine von 
Hongkonger Vereinen getragene Initiative, 
zu verleihen; 
- Weiterführung der Kampagne „Women 
Say No to War“ gegen den Irak-Krieg; 
- Durchführung von verschiedenen Kam-
pagnen zu aktuellen Themen oder Gesell-
schaftsprojekten. 
 
4) Das grundlegende Recht der Frauen 
durchsetzen, selber über ihren eigenen 
Körper- im physischen sowie geistigen 
Sinne - zu verfügen und selber Entschei-
dungen über ihre Lebensweise zu treffen: 
in der Bildung, bei der Arbeit und in ande-
ren Aktivitäten, aber auch im Bereich der 
Sexualität und Fortpflanzung (Recht auf 
Verhütung, Wahl der Fortpflanzung, Recht 
auf Abtreibung usw.). Der Körper der Frau 
wird nämlich verschiedensten Unterdrü-
ckungen und Gewalttaten ausgesetzt. 
 
5) Die theoretischen Ausarbeitungen, die 
von konkreten weiblichen Erfahrungen 
ausgehen, weiterführen, um die männliche 
Herrschaft zu kontern, die Perspektiven 
der Frauen in verschiedenen gesellschaft-
lichen Fragen zu erweitern und neue Hori-
zonte für Theorie und Praxis zu eröffnen, 
insbesondere in der Bevölkerungsfrage 
(Kairoer Bevölkerungskonferenz von 
1994) und in der Umweltfrage (Erdgipfel 
von Rio 1992, wo die Frauen das Recht, in 
einer intakten Umwelt leben zu dürfen, 
gefordert haben). 
 
6) Eine Datenbank und eine Webseite über 
die Beziehung der Frauenfrage mit Im-
perialismus und Neoliberalismus erstel-
len. 
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9. Für eine demokratische Regelung der Medien und für 
kulturelle Vielfalt 

 
1) Das Recht auf Bildung 

 
Voraussetzung für die Wahrnehmung des 
Rechts auf Kultur, des Rechts auf aktive 
und passive Information ist die Verwirkli-
chung des Rechts auf Bildung. Dieses 
Recht, auch wenn es offiziell überall aner-
kannt wird, bleibt in zahlreichen Ländern 
ohne Folgen, insbesondere für die Mäd-
chen. Es ist folglich eine vordringliche 
Aufgabe für alle sozialen Bewegungen, auf 
die Regierungen Druck auszuüben, damit 
sie ihre elementarsten Aufgaben in diesem 
Bereich erfüllen. 
 
2) Das Recht, informiert zu werden und 
zu informieren: 
Initiativen in Richtung der großen Me-
dien 
 
Das Recht, informiert zu werden und zu 
informieren, steht im Widerspruch zur all-
gemeinen Logik des Mediensystems. 
Durch seine weltweit wachsende Konzen-
tration ist es nicht nur selber direkt impli-
ziert und Nutznießer der neoliberalen Glo-
balisierung, sondern auch Träger dieser 
Ideologie.  
Man muss also Schritt für Schritt kämpfen, 
um diesem „Bewußtsein(miss)bildungs-
unternehmen“, welches die neoliberale 
Weltordnung als unausweichlich oder gar 
wünschenswert hinstellt, Sand ins Getriebe 
zu streuen.  
Um dies zu erreichen, müssen in allen 
Ländern, im Rahmen einer internationalen 
Koordination, Kampagnen geführt werden: 
- für Gesetzesinitiativen gegen die Me-
dienkonzentration; 
- für Gesetzesinitiativen, die die Unabhän-
gigkeit der Redaktionen von den Besitze-

rInnen und AktionärInnen garantieren; 
- für Gesetzesinitiativen, die die Schaffung 
von Journalistengesellschaften da, wo sie 
noch nicht existieren, fördern und ihnen 
reelle Macht zugestehen; 
- für die Erziehung zu Medienkritik im 
Schulsystem und in den Massenorganisati-
onen. 
  
Alternative Medien fördern 
 
Die alternativen und gemeinnützigen Me-
dien in allen Formen (gedruckte Medien, 
Radio, Fernsehen, Internet) spielen jetzt 
schon eine wichtige Rolle im Kampf um 
eine pluralistische Information, die nicht 
dem Diktat der Finanzwelt und der trans-
nationalen Unternehmen unterworfen ist.  
Deshalb muss man von den Regierungen 
verwaltungsmäßige und finanzielle Aus-
nahmeregelungen für diese Medien for-
dern. Ein Gremium der alternativen Me-
dien könnte die weltweit fortschrittlichsten 
Gesetzesregelungen herausfinden.  
Dem Beispiel der BesitzerInnen und Direk-
torInnen der großen Medien folgend, wäre 
es notwendig, jedes Jahr ein weltweites 
Treffen der Verantwortlichen der alternati-
ven Medien zu organisieren, eventuell im 
Rahmen der Weltsozialforen. 
 
Das Monopol der Bildinformation welt-
weit darf nicht den Fernsehprogrammen 
der Nordhemisphäre überlassen werden. 
Die großen internationalen Fernsehsender 
des Nordens, wie z. B. CNN, haben lange 
Zeit ein faktisches Monopol genossen und 
ein Weltbild vermittelt, das den Interessen 
der dominanten Mächte entsprach.  
In der arabischsprachigen Welt hat es Al-
Jazeera mit großer Professionalität ermög-
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licht, die einseitige Vision der Nahostkon-
flikte zu überwinden.  
Die Einführung von Telesur ermöglicht es 
seit kurzem Lateinamerika, sich nicht nur 
mit den Augen der US-amerikanischen 
Medien zu sehen.  
Die Gründung eines afrikanischen Pro-
gramms würde eine ähnliche Funktion 
erfüllen und alle Kräfte müssen aufgewen-
det werden, damit sie eines Tages das 
Licht der Welt erblicken kann. 
 
3) Das Recht, sich in der eigenen Spra-
che auszudrücken 
 
Für alle „Off-Shore-Eliten“ unseres Plane-
ten ist der Gebrauch der englischen Spra-
che eines der ersten Erkennungszeichen. 
Es besteht eine logische Verbindung zwi-
schen der freiwilligen oder resignierenden 
Unterwerfung unter die US-amerikanische 
Supermacht und der Annahme ihrer Spra-
che als einzigem Instrument der weltweiten 
Verständigung. Chinesisch, romanische 
Sprachen - wenn man die Verständigung in 
dieser großen Sprachfamilie fördert -, und 
bald auch Arabisch sind genauso berufen, 
parallel zum Englischen diese Rolle zu er-
füllen. Es ist eine Sache des politischen 
Willens.  
Um gegen das „All-Englische“ zu kämp-

fen, müssen folgende Maßnahmen getrof-
fen werden: 
- sich im Erziehungswesen soweit als mög-
lich das Ziel zu setzen, zwei Fremdspra-
chen (und nicht nur Englisch) bis zu einem 
aktiven und passiven Verständnis (verste-
hen, sprechen, lesen, schreiben), und eine 
oder zwei andere Sprachen bis zu einem 
passiven Verständnis (schriftlich und 
mündlich verstehen) zu unterrichten; 
- im Erziehungswesen das Verständi-
gungsprinzip der romanischen Sprachen 
(Spanisch, Katalanisch, Französisch, Ita-
lienisch, Portugiesisch, Rumänisch – Spra-
chen, die in 60 Ländern Landessprache 
sind) zu praktizieren: Wenn jeder seine 
eigene Sprache spricht und diejenige des 
Gesprächspartners versteht, ist die Kom-
munikation am effizientesten; 
- im besonderen Fall Afrikas muss das Un-
terrichten und die Förderung der nationalen 
Sprachen zu einer politischen Priorität der 
afrikanischen Union werden; 
- einen internationalen Unterstützungs-
fonds für die Übersetzung einer größtmög-
lichen Zahl von Dokumenten in die Spra-
chen der finanzschwachen Länder einrich-
ten, insbesondere damit diese Sprachen im 
Internet präsent sein können. 

 
10. Für die Demokratisierung der internationalen  

Organisationen und die Institutionalisierung  
einer multipolaren Weltordnung 

 
Die Vereinten Nationen sind eine Institu-
tion der Völker und in dieser Hinsicht eine 
Errungenschaft. Aber sie sind auch ein Ort 
des Kräftemessens zwischen Staaten und 
das kann sich in gewissen Fällen oder bei 
manchen Völkern als ambivalent erweisen 
oder sogar negativ auswirken.  
Daher sind Veränderungen notwendig, in-

sofern die hegemoniale Stellung der mäch-
tigsten Länder dazu führt, dass sie die 
UNO zu ihren Zwecken missbrauchen.  
 
Deshalb werden folgende Maßnahmen 
vorgeschlagen: 
 
1) Den „UNO-Raum“ demokratisieren; 
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2) Die Institution UNO „reformieren“, um 
Ungleichheiten im Kräfteverhältnis der 
Staaten zu begrenzen; 
3) Auf die bei der UNO vertretenen Regie-
rungen einwirken und dazu in jedem Land 
ein Überwachungsgremium schaffen, das 
für Transparenz der Aktivitäten der jewei-
ligen Regierung im Kreise der UNO, ihrer 
spezifischen Organisationen und der Bret-
ton Woods-Institutionen  (IWF, Weltbank, 
WTO) sorgt; 
4) Spezialorganisationen wie die FAO und 
die WHO neu finanzieren, um zu verhin-
dern, dass sie von transnationalen Firmen 
abhängig werden;  
5) Sicherstellen, dass Soziale Bewegungen 
und NGOs im Kreise der internationalen 
Institutionen tatsächlich und umfassend 
vertreten sind; 
6) Internationale Gerichtshöfe, insbesonde-
re für Wirtschaftsdelikte, ins Leben rufen 
und verhindern, dass sie durch die domi-
nierenden Mächte instrumentalisiert wer-
den. Gleichzeitig Tribunale der Öffentlich-

keit schaffen, um alternative Formen der 
Rechtsprechung zu fördern.  
7) Zur Demokratisierung der Vereinten 
Nationen müssten die Befugnisse der Ge-
neralversammlung erweitert werden und 
der Sicherheitsrat demokratisiert werden, 
um das Monopol der Vetomächte zu bre-
chen. 
8) Sich für eine UNO einsetzen, die eine 
Regionalisierung mit echten Befugnissen 
in allen Kontinenten ermöglicht. Es geht 
insbesondere darum, ein nahöstliches Sozi-
alforum zu organisieren, welches die fort-
schrittlichen Kräfte der Länder dieser Re-
gion zusammenbringt, um Alternativen 
zum US-amerikanischen Projekt eines 
„Großen Nahen Ostens“ zu erarbeiten; 
9) Innerhalb der UNO den Respekt der na-
tionalen Souveränität verteidigen, insbe-
sondere den Machenschaften des IWF, der 
Weltbank und der WTO gegenüber; 
10) Eine Generalversammlung der Völker 
einberufen, um dem Teufelskreis der Ar-
mut zu entkommen 

 
Unterschrieben von: 
 
Zusammenschlüsse : 
1. Forum pour un autre Mali, 

Mali 
2. Forum mondial des Alternati-

ves, France 
3. Forum du Tiers Monde, Séné-

gal 
4. ENDA, Sénégal 
5. International Action Center, 

Etats-Unis 
6. PCdoB, Brésil 
7. Website Resistir.info, Portugal 
8. Journal Alentejo Popular, Por-

tugal 
9. Serpaj Ecuador, Equateur 
10. Alternative Information Cen-

ter, Israël 
11. Solidarité, France 
12. Centre syndical de recher-

ches Cestes, Italie 
13. Revue Proteo, Italie 

14. Revue Nuestra América, Ita-
lie 

15. Mouvement social “Alterna-
tives”, Russie 

16. Promoción del Desarrollo 
popular, Mexique 

17. Assemblée des Mouvements 
sociaux du Forum social 
mondial, Caracas 2006 

18. IBON Foundation, 
Philippines 

19. CUT, Brésil 
20. Union des ONG du Brésil 
21. MST, Brésil 
 
Einzelpersonen: 
1. Samir Amin, directeur du Fo-

rum du Tiers Monde et prési-
dent du Forum mondial des 
Alternatives, Egypte et France 

2. François Houtart, CETRI et 
Forum mondial des Alternati-
ves, Belgique 

3. Aminata Traore, ancienne 
Ministre de la Culture, Mali 

4. Bernard Founou, directeur de 
recherches au Forum du Tiers 
Monde, Cameroun 

5. Rémy Herrera, coordinateur 
du Forum mondial des Alter-
natives, France 

6. Mahmood Mamdani 
(Uganda), Columbia Univer-
sity, New York, Etats-Unis 

7. Miguel Urbano Rodrigues, 
éditeur du website Resis-
tir.info, Portugal 

8. Rui Namorado Rosa, éditeur 
du website Resistir.info, Por-
tugal 
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9. José Paulo Gascão, éditeur du 
website Resistir.info, Portugal 

10. Jorge Figueiredo, éditeur du 
website Resistir.info, Portugal 

11. Lau Kin Chi, directrice de 
ARENA, Hong Kong, Répu-
blique populaire de Chine 

12. Dai Jinhua, République po-
pulaire de Chine 

13. Wang Hui, République popu-
laire de Chine 

14. Wim Dierkxsens, Pays-Bas 
et Costa Rica 

15. John Catalinotto, rédacteur 
en chef de Workers World 
Party Newspaper, Etats-Unis 

16. Torab Haghshenas, éditeur 
de la revue persane Andees-
heh va peykar, Iran 

17. Luciano Alzagar, Rebelión, 
http://www.rebelion.org/notic
ia.php?id=25934 

18. John Bellamy Foster, editeur 
de la Monthly Review et 
president de Monthly Review 
Press 

19. Ingemar Lindberg, Suède 
20. Augusta Conchiglia, respon-

sable de la revue Afrique Asie, 
Italie 

21. Isabel Rauber, Argentine 
22. Néstor Kohan, Argentine 
23. Paulo Nakatani, vice-

président de la Sociedade 
brasileira de Economia poli-
tica, Brésil 

24. Mohamed Said Saadi, prési-
dent du Centre d’Etudes et de 
Recherches Aziz Belal 

25. Jhonny Jimenez, directeur de 
Serpaj Ecuador 

26. Michel Warszawski, Israël, 
responsable du Alternative In-
formation Center, Israël 

27. José Reinaldo Carvalho, 
vice-président du PCdoB, 
Brésil 

28. Carlos Lopes Pereira, direc-
teur de Journal Alentejo Po-
pular, Portugal 

29. Bernard Cassen, président 
d’ATTAC, France 

30. Ignacio Ramonet, directeur 
du Monde diplomatique, 
France 

31. Jacques Berthelot, France 
32. Devan Pillay, Afrique du Sud 
33. Rosa Maria Marques, res-

ponsable de la Sociedade bra-
sileira de Economia politica, 
Brésil 

34. Alioune Sall, Sénégal 
35. Jacques Muller, ingénieur 

agronome INAPG, maire 
(Vert) de Wattwilelr (Alsace) 

36. Pathe Diagne, Sénégal 
37. Luciano Vasapollo, profes-

seur à l’Université La Sapien-
za de Rome 

38. Hein Marais, Afrique du Sud 
39. Jean Bricmont, professeur de 

physique, Belgique 
40. Etchri Sassou. B. Koffi, 

Coordinateur FAMDES 
INTERNATIONAL, Togo 

41. Mariam Dembélé 
42. Igata Kazumasa, ATTAC 

Japan, Japon 
43. Igata Miyoko, ATTAC Ja-

pan, Japon 
44. Dianto Bachriadi 
45. Jacques Bidet, président 

d’honneur de la revue Actuel 
Marx, France 

46. Alexander Buzgalin, coordi-
nateur du mouvement social 
russe “Alternatives”, Russie 

47. Zbigniew Marcin Kowa-
lewski, directeur de la revue 
Rewolucja, Pologne 

48. Nicola Bullard, Bangkok 
49. Armand Clesse, Luxembourg 
50. Vittorio Agnoletto, député 

européen 
51. Luis Lopezllera Méndez, 

Président de Promoción del 
Desarrollo popular, Mexique 

52. Ali Turqui Rabiuo, Syrie 
53. Tayseer Quba’a, Palestine 
54. Mamdouh Habashi, Egypte 
55. Darwis Khudori, Professeur 

de Langue et Civilisation 
asiatiques, Indonésie 

56. Sam Moyo, directeur exécu-
tif de l’African Institute for 
Agraian Studies, Zimbabwe 

57. Michel Azcueta, ancien 
maire de Villa El Salvador, 
Colectivo « Confianza Perú », 
Pérou 

58. Corinne Kumar, Tunisie 
59. Cecilia Baeza, présidente du 

Collectif des Féministes pour 
l’Egalité, France 

60. Antonio Tujan Jr., directeur 
de recherches à la IBON 
Foundation, Philippines 

61. Emir Sader, Professeur de 
sociologie, Brésil 

62. Konrad Markowski, revue 
Nowy Robotnik, Pologne 

63. Magdalena Ostrowska, jour-
nal Trybuna, Pologne 

64. Przemyslaw Wielgosz, revue 
Lewa Noga, Pologne 

65. Stefan Zgliczynski, Institut 
éditorial Livre et Presse (IW 
KiP), Pologne 

66. Isabel Monal, Institut de Phi-
losophie de La Havane, Cuba 
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